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Skandal-Polizist Hüber geht gegen Historiker vor 
Knabe: „Als oberster Vertreter aller Bundespolizisten nicht länger tragbar“  

Der Vorsitzende des Hauptpersonalrates der Bundespolizei, Sven Hüber, hat einen 
Anwalt beauftragt, gegen den Historiker Hubertus Knabe vorzugehen. Das teilte Knabe 
am Freitag (21.08.) mit. Laut einem Schreiben solle er einen Kommentar im 
Kurznachrichtendienst X sofort löschen. Darüber hinaus solle er sich verpflichten, für 
jeden Fall der Zuwiderhandlung 10.000 Euro an Hüber zu zahlen, sowie 1372,14 Euro 
Anwaltskosten erstatten. 

Knabe wies die Forderungen als unverfroren zurück. „Zuerst stellt Herr Hüber das 
Grundrecht in Frage, sich seine Regierung selbst auszuwählen. Jetzt geht er auch noch 
gegen Leute vor, die das kritisieren,“ erklärte der Historiker. Mit seinen Äußerungen über 
die Aufgaben von Polizisten bei einem Wahlsieg der AfD habe Hüber das Vertrauen vieler 
Menschen in die politische Neutralität der Polizei erschüttert. „Weil er dem Ansehen der 
Bundespolizei damit schweren Schaden zugefügt hat, ist er als oberster Vertreter aller 
Bundespolizisten nicht länger tragbar,“ so Knabe. 

In einem Artikel in der Zeitschrift der Gewerkschaft der Polizei (GdP) hatte Hüber 
skizziert, wie Polizisten reagieren sollten, wenn die AfD in einem Bundesland ein 
Innenministerium übernähme. „Verfassungsfeinde, egal welcher politischen oder 
religiösen Schlagrichtung, können von Polizistinnen und Polizisten niemals toleriert 
werden, weil das dem geleisteten Eid widerspricht,“ schrieb der stellvertretende GdP-
Vorsitzende. Darüber hinaus verlangte Hüber, sich auf einen möglichen Polizeieinsatz 
der Bundesregierung vorzubereiten: „Die Bereitschaftspolizeien müssen so stark und so 
vorbereitet sein, um auf die Weisung des Bundesinnenministers auch in einem anderen 
Bundesland, gemeinsam mit der Bundespolizei, mit polizeilichen Mitteln die 
verfassungsmäßige Ordnung wiederherstellen zu können“, so Hüber.   

Hübers Thesen waren in Deutschland auf breite Kritik gestoßen. Auch Knabe hatte sich 
dazu geäußert. Im Kurznachrichtendienst X hatte er unter anderem geschrieben, dass 
Hüber „nach einem Wahlsieg der AfD in Sachsen-Anhalt de facto zur 
Befehlsverweigerung, zum Putsch gegen die demokratisch gewählte Regierung und zum 
Einmarsch der Bundespolizei“ auƯordere. Dabei hatte er auch auf die Vergangenheit 
Hübers hingewiesen: „Als PolitoƯizier des Regiments 33 (das 1989 Chris GueƯroy 
erschoss) war Hüber dafür verantwortlich, die Wehrpflichtigen im Hass auf den 
Klassenfeind zu erziehen“. Beide Äußerungen soll er nun löschen. 

Knabe wies die Forderungen Hübers zurück. „Wenn mir ein ehemaliger DDR- PolitoƯizier 
einen Maulkorb verpassen will, ist er bei mir an der falschen Adresse,“ erklärte der 
Historiker. 


